Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3519 


Der Bundesminister der Finanzen 
VI A 3-FA 1215 - 20/57 


Bonn, den 10. Mai 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zusammenstellung der unerledigten Forderungen 
des Bundes an die Länder (bis einsdiließlich 
Rechnungsjahr 1953) 

Bezug; Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
14. Dezember 1955j 

- Drucksachen 1140, 1889 Nr. 13 der Anlage - 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 119. Sitzung am 14, Dezem- 
ber 1955 auf Grund des Mündlichen Berichts des Haushaltsaus- 
schusses - Drucksache 1889 - u. a. die in der Anlage dazu enthal- 
tenen Empfehlungen des Ausschusses beschlossen. Nr. 13 dieser 
Anlage lautet: 

„Der Haushaltsausschuß empfiehlt, den Bundesminister der 
Finanzen zu ersuchen, aus allen vorliegenden Haushaltsrech- 
nungen bis einschließlich 1953 alle hängigen Forderungen 
zwischen Bund und Landern zusammenzustellen. Das Zahlen- 
material soll den Mitgliedern des Bundestages möglichst bald 
gegeben werden. Hierbei ist es nicht notwendig, berciis jetzt 
alle Grundstücksangelegenheiten zu erfassen.” 

In der Anlage überreidic ich die gewünschte Zusammenstellung. 
Die aufgeführten Forderungen sind nach dem letzten Stande der 
Verhandlungen mit den Ländern unter gleichzeitiger Berücksichtigung 
der Stellungnahme des Bundesrechnungshofs mit folgenden Beträgen 
erfaßt worden: 

Forderungen A 1 bis 39 229,522 bis 249,522 Millionen DM 
Forderungen B 1 bis 7 236,14 Millionen DM 

Zusammen 465,662 bis 485,662 Millionen DM 


Schaffer 


Druck; But±idruckerei Peter Meier, Buisdorl/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



Zusammenstellung 


der unerledigten Forderungen des Bundes an die Länder 
(bis einschließlich Rechnungsjahr 1953) 


A. Forderungen gegen einzelne Länder 


Lfd. 


Betrag in 

Erläuterungen und Sachstand 

Grund der Forderung 

Millionen 

unter Berücksichtigung der 

Nr. 

DM 

Stellungnahme des BRH 


I. Baden-Württemberg 


1 Ungerechtfertigte Belastung des Bun- 
des für Bauleistungen für frühere Be- 
satzungsmächte in der Zeit vom 
1. April 1950 0,63 


2 Ungerechtfertigte Bereicherung des 

Landes zu Lasten des Bundeshaushalts 
im Zusammenhang mit der Abgel- 
tung eines Belegungsschadens am 
Staatstheater in Stuttgart .... 0,05 

3 Überzahlung von Kriegsopferrenten 

durch Nichtanredinung der Renten- 
zulage 0,140 


4 Ungerechtfertigte Inanspruchnahme 
von Bundesmitteln bei der Rückzah- 
lung der dem Land zugeflossenen 
Nutzungsvergütungen für das landes- 
eigene Grundstück Mittnachbau in 
Stuttgart für die Zelt vom Februar 

1948 bis März 1950 0,171 

5 Ungerechtfertigte Belastung des Bun- 
deshaushalts durch unrichtige An- 
wendung des Ersten Überleitungs- 
gesetzes 

a) bei der Abwicklung von Vorschüs- 
sen für Belegungsschäden, Nut- 
zungsvergütungen usw., die vor 
dem 1. April 1950 aus Landesmit- 
teln gezahlt worden sind . . . . 2,967 


Nach den Feststellungen des BRH hat das 
Land die Bezahlung der Rechnungen über 
den Abschluß des Rechnungsjahres 1949 hin- 
aus verzögert. Beim BRH ist ein Verfahren 
nach § 20 des Ersten Überleitungsgesetzes an- 
hängig. 

Die Forderung besteht nach den Unterlagen 
des BRH zu Recht. 


Im Jahre 1951 war zugelassen worden, daß 
von einer Rückforderung der wegen der 
Nichtanredinung der Rentenzulage eingetre- 
tenen Überzahlung von Ausgleichsrenten 
längstens bis Ende des Monats Dezember 1951 
abzusehen war. Das Landesversorgungsamt 
Baden-Württemberg hatte veranlaßt, daß 
audi in den nach dem 31. Dezember 1951 
umgestellten Versorgungsfällen die Pmekfor- 
derung unterbleiben konnte. Die dadurch zu 
Unrecht geleisteten Ausgaben gehen zu Lasten 
des Landes. Die genaue Feststellung des dem 
Bund zu erstattenden Betrages ist noch nidit 
abgesdilossen. 

Die Forderung besteht nach den Unterlagen 
des BRH zu Recht. 


Die Forderungen bestehen nach den Unter- 
lagen des BRH zu Recht. 
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Grund der Forderung 

Betrag in 
Millionen 


DM 


Erläuterungen und Sachstand 
unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des BRH 


b) bei der Abrechnung der Zahlungen 
an die amerikanischen Lohnstellen 
zum Zwecke der Entlohnung der 
Besatzungsbediensteten für März 

1950 C,365 

c) bei der Bezahlung der Besatzungs-- 
forderungrn de'* Deutschen Bundes- 
bahn aus der Zeit vor dem L April 

1950 ‘ . 2,347 

d) bei der Abrechnung von Besat- 
zuntsleisrungen der Deutschen Bun- 
despost für Oktober bis Dezember 

1949 1,139 

e) bei der Bereinigung einer Aus- 

gleichsverbindlichkeir zwischen den 
Ländern B a d e n - Wü r 1 1 e m b c r g und 
Nordrhein -Wes:; l-alcn id’ Kohlen- 
hci-crungen an die ehemalige ameri- 
kanische Besät zu ngsm acht. Das 
l.and Nordrhein-Westfalen hatte 
die Kosten für die Lieferungen vor 
dem 1. April 1950 aus dem briti- 
schen Besatzungskostenhaushalt be- 
stritten ......... 0,102 


II. Bayern 


6 Aus Bundesmittcln an Empfänger 

von A rbe i t s 1 OS en f ü r sor g e unt e r s t ü t- 

zung gewährte Weihnachtsbeihilfen . 0,623 

(Rechnungsjahr 1951) 

7 Vom Land Bayern der Arbeits- 
gemeinschaft der Knappschaften aus 
der IV- und AV-Abrechnung für die 
Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 
1949 geschuldeter Betrag, der vom 
Bund der Arbeitsgemeinschaft der 
Knappschaften vorgeschossen worden 

ist " 7,676 

8 Zu Unrecht verwendeter Baukosten- 

zuschuß zur Errichtüng von Woh- 
nungen für bis dahin in Lagern unter- 
eebrachte Flüchtlinge im Rechnungs- 
jahr 1949/50 . . ^ ^ . 6,0 

9 Ungerechtfertigte Belastung des Bun- 

des durch die für die Zeit vor dem 
1. April 1950 zu leistenden Nachzah- 
lungen auf Grund des damals im 
Lande Bayern geltenden Kb-kei- 
stimgsgesetzes 150,0 

bis 

170,0 


Die Höhe der geltend gemachten Forderung 
beruht auf Schätzung. Mit dem Land Bayern 
schweben Verhandlungen. 


Nach den Unterlagen des BRH besteht die 
Forderung dem Grunde und der Höhe nach 
zu Recht; sie ist auch von Bayern nicht be- 
stritten worden. Es werden aber Gegenforde- 
rungen aus der Gemeinlastabrechnung in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung gel- 
tend gemacht. 


Das Land Bayern hat die Forderung bisher 
nicht anerkannt. 


Die Forderung ist von Bayern dem Grunde 
nach bisher nicht anerkannt worden; auch 
steht sie der Höhe nach noch nicht fest. Der 
BRH und der Bayerische Oberste Rcchnungs- 
b.of haben eine gütliche Beilegung des Streit- 
falles empfohlen. Die Vergleichsvcrhandlun- 
gen wurden eingeleitet. 
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Betrag in 

Grund der Forderuni^ Millionen 

DM 

10 Anteilige V^ersorgungsbezUge, die dem Bei der Durchf ührung de-^. § 42 Abs. 2 G 131 

Bund gemäß § 42 Abs* 2 G 131 vom hat das Land Bayern die Erstattung der An- 

Land Bayern zu erstatten sind . . . 0,004 teile an Ycrsorgungsbezügeji der ohne Ver- 

sorgungsanspruch dort verwendeten ver- 
drängten Beamten der früheren Reidiswasser- 
straßenvcrwaltung sowie ihrer Hinterblie- 
benen bisher mit der Begründung abgclehnt, 
daß hierfür die vorn Bund zu erlassenden 
Ausfühningsbestimmungen abzuvnrrten seien. 
Der Anspruch des Bundes wird verfolgt. 

1 1 Ungerechtlertigte Belastung des ßiin- Nach der Stellungnahme des BRH v/ar die 

des im Rechnungsjahr 1950 zu Lasten yVusgabe nach der Zweckbestimmung des 

des Einzelplans XXVI Kap. 4 Tit. 35 Flaushaltspjians nicht zulässig; es handelte sich 

durch Zahlung von 1 Million DM an nicht um eine Benifsfürsorgemaßnahme, für 

die öifenthchcit Verkehrsbetriebe für welche bei der in Anspruch genommenen 

Betördenmg von Schwerbeschädigten Haushaltsstelle Mittel bereitgestellt waren. 

— darunter auch Zivilbeschädigten — Das Land Bayern hat die Forderung noch 

nach einer inzv.dschen aufgehobenen nicht anerkannt. 

landesrechtlichen Regelung. Nach Ab- 
zug einer Interessenquote von 1 5 v.H., 
die das Land getragen hat, ist der 

Bund mit 0,850 

belastet worden. 

12 Ungerechtfertigte Aufwendung eines Der BRH hat in der Sache u. a. wie folgt Stel- 

Betrages von 1 484 787,24 DM aus lung genommen: 

Mitteln des Kriegsopferversorgungs- ,.Die Aufv/ciidungen wurden als Ausgaben 

haushalts des^ Bundes für Erholungs- {\Xr die Eleilbehandlung Versorgungsberech- 

fürsorge für Heimkehrer, die in den tigter verrechnet. Es handelte sich jedoch 

Janren 1950/51 nach landesrcchrlicheii nicht unt Maßnahmen der Heilbehandlung; 

Bestimmungen durch karitativ'c Ver- üic für die Kriegsopferversorgung zuständi- 

bände durchgeführt worden ist . . i,485 Behörden waren nicht beteiligt. Unter 

Berücksichtigung möglicher indirekter Erspa- 
rungen für sonst teilweise in Betracht zu 
ziehende Heilbehandlungsmaßnahmen und 
A.usgaben der öffentlichen Fürsorge — 
KriegsfolgenhiBe — und der vom Land be- 
reits getj-agenen Interessenquote haben wir 
einer vergleichsweisen Regelung zugestimmt, 
nach der das Land Bayern dem Bund den 
nebenstehenden Betrag zu erstatten hatte. 
Die Verhandlungen sind noch nicht abge- 
schlossen/' 

13 Erstattung von Beträgen, die dem Das Land Bayern hat die Forderung bisher 

Land nach dem 1. April 1950 aus den nicht anerkannt. 

Erlösen der Iro-Verpflegungsrücklie- 
ferungen unberechtigt zugeflossen 
sind, und zwar 5,550 

a) durcli Banküberweisungen der 
„Dienststelle für besondere Versor- 
gungsaufgaben“ in Hamburg mit 
4 Millionen DM und 

b) durcli Abrechnung von Warenlie- 
ferungen nach dem 1. April 1950 
mit rd. 1,55 Millionen DM 


Eriäuterungen und Sachstand 
unter BerücksiJitigung der 
Stellungnahme des BRH 


Lfd. 

Nr. 
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Lfd. 

Nr. 


Grund der Forderung 


Betrag in 
Millionen 
DM 


Erläuterungen und Sachstand 
unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des BRH 


14 Haftung des Landes für Amtspflicht- Das Land Bayern har die Forderung bisher 

Verletzungen eines Bediensteten der nicht anerkannt. Gegen den Bediensteten 

inneren Verwaltung in den Rech- schwebt ein Strafverfahren beim Landgericht 

nungsjahren 1950, 1951, 1952 und in Regensburg. Das Erstattungsverfahren ist 

1953 0,083 bei der Oberfinanzdirektion Nürnberg — 

Zweigstelle Regensburg : — anhängig. 

Das Land Bayern hat die Forderung bisher 
nicht anerkannt. Die ursprüngliche Forde- 
rung von 1,46 Millionen DM hat sich infolge 
1,37 l’eilaufredinung gegen eine Landesforderung 
auf 1,37 Millionen DM verringert. 

lOas Land Bayern hat die Forderung bisher 
nicht anerkannt. 


0,329 

III. Berlin 

17 Ausgleichsbeträge nach § 14 Abs. 2 Berlin erstrebt Aufrechnung mit Forderun- 

G 131 für die Zeit vom 1. April 1951 gen, die gemäls § 42 G 131 gegenüber dem 

bis 31. März 1956 4,725 Bund geltend gemacht werden und die nach 

bisherigen Feststellungen hoher sind, als die 
rückständigen Atisgleidtsbeträge, die Berlin 
gemäß § 142 G 131 zu zahlen hat. 

Die Aufrechnung ist z, Z. nicht möglich, da 
die VerwaltLings Vorschriften zu § 42 G 131 
noch fehlen, von denen die genaue Beredi- 
nung des Erstatt ungsansprudis abhängig ist. 
Von der Einziehung der Beträge soll bis zum 
Erlaß dieser Vorschriften abgesehen werden. 

18 Für Notaufnahmelager Marienfelde Stellungnahme von Berlin steht nodi aus. 

zu Unrecht zu Lasten des Bundes- 
haushalts 1953 verrechnete Beträge . 0,651 

19 Im Rechnungsjahr 1953 zu Unrecht Berlin hat die Forderung anerkannt und will 

im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe sie in Kürze erfüllen. 

dem Bund angelastete Aufwendungen 0,731 

IV. Hamburg 

20 Ausgleichsbeträge nach § 14 Abs. 2 Hamburg hat zunächst beim Bundesverfas- 

G 131 für die Zeit vom 16. August sungsgericht Normenkontrollklage (§ 14 

1951 bis 31. März 1956 21,233 Abs. 2 G 131) erhoben, inzwischen aber seine 

Zahlungsbereitschaft erklärt, obwohl das 
Bundesverfassungsgericht noch nicht entschie- 
den hat. Hamburg wird mit Gegenforderun- 
gen, die sich auf § 42 G 131 stützen, In Höhe 
von 2,376 Millionen DM auf rechnen und den 
Restbetrag in drei gleichen Jahresraten, be- 
ginnend im Rechnungsjahr 1956, tilgen. 


]h Im Redinungsjahr 1951 zu Unrecht 
mit dem Bund verrechnete Landesan- 
teile für Aufwendungen der sozialen 
Fürsorge für Kriegsbeschädigte und 
Kriegshinterbliebene nach den 25 
bis 27 BVG 


15 Nichtverrechnungsfähige Ausgaben 
für Gemeinschaftsverpflegung in 
bayerischen Durchgangslagern und 
Wohnlagern im Rechnungsjahr 1950 
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Grund der Forderung 


Betrag in Erläuterungen und Sachstand 

Millionen unter Berücksi'iitigung der 

DM Stellungnahme des BRH 


Aus Bundesmitteln an Empfänger 
von Arbeitslosenunterstützung und 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
gewährte Sonderbeihilfen .... 


Die Höhe der Forderung stimmt mit den 
Unterlagen des BRH überein; sie ist von 
Hamburg bisher nicht anerkannt worden. 
Der BRFI hält Vergleichsverhandlungen mit 
dem Land Hamburg für zweckmäßig. Die 
Verhandlungen werden vom Herrn Bundes- 
minister für Arbeit geführt. Der BRH hat 
gebeten, ihn nach Abschluß der Verhandlun- 
gen und vor einer endgültigen Vereinbarung 
mit dem Land Hamburg anzuhören (§ 104 
RHO). 


22 Ungerechtfertigte Belastung des Bun- 
deshaushalts durch unzutreffende 
Handhabung des Ersten Überleitungs- 
gcsetzcs (Verwahrungsbuchungen) . rd. 4,0 


In der Sache schweben seit längerer Zeit Ver- 
handlungen zwischen dem BRH und dem 
Lande Hamburg, an denen das Bundesmini- 
sterium der Finanzen beteiligt ist. 


Ungereditfertigte Buchung von nadi 
dem 31. März 1950 angefallenen Ein- 
nahmen (Anteile anderer Länder an 
den Umschlagkosten für Repara- 
tionsgüter) im Landeshaushalt . 


Die Angelegenheit sdiwebt seit längerem 
beim BRH. Die Finanzbehörde Hamburg hat 
die Forderung, die nach den Unterlagen des 
BRH rd. 0,32 Millionen DM beträgt, bisher 
nicht anerkannt. 


24 Figentumsübertragung am Grund- 
stück des Seewetteranues in Hamburg 


Die Höhe der Forderung stimmt mit den 
Unterlagen des BRH überein. Hamburg hat 
den Anspruch auf Eigentumsübertragung am 
Grundstück des Seewetteramtes anerkannt, 
die Umschreibung Im Grundbuch wird aber 
u. a. von der Eigentumsübertragung am Er- 
weiterungsgebäude der Seefahrtsdiule in 
Altona abhängig gemacht. Die Angelegenheit 
schwebt noch. 


Anteil am Bundesfehlbetrag 1949 . 


Die Forderung ist strittig, da Hamburg mit 
Gegenforderungen aufrechnet. Eine Überprü- 
fung der Gegenforderungen nach § 20 des 
Ersten Überleitungsgesetzes — gemeinsam 
mit dem Rechnungshof der Freien und Han- 
sestadt Hamburg — ist noch nicht abge- 
schlossen. 


Tn den Rechnungsjahren 1951 und 
1952 zu Unrecht mit dem Bund ver- 
rechnete Aufwendungen der indivi- 
duellen Fürsorge für KFH-Emp- 
iänger 


Hamburg hat die Forderung dem Grunde 
und der Höhe nach anerkannt*. Es kann da- 
her mit der alsbaldigen Regelung gerechnet 
werden. 


V. Hessen 


Zu Unrecht mit dem Bund verredi- 
nete Aufwendungen der individuellen 
Fürsorge für KFH-Empfänger aus den 
Rechnungsjahren 1948 und 1949 . . 


Das Land hat die Forderung dem Grunde 
und der Höhe nach anerkannt. Es kann da- 
her mit der alsbaldigen Regelung gerechnet 
werden. 
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Lfd. 


Betrag in 

Erläuterungen und Sachstand 

Grund der Forderung 

Millionen 

unter Berücksichtigung der 

Nr. 

DM 

Stellungnahme des BRH 


IV. Niedersachsen 


^ 8 Haftung aus der Beteiligung des Lan- Das Land Nieder§achsea bestreitet die Recht- 

des Niedersachsen als Rechtsnachfol- mäßigkeit der Forderung. Die Verhandlun- 

ger des ehemaligen Landes Braun- gen zwischen dem BMV und dem Nieder- 
schweig an den Einnahmen und Bau- sächsisdien Minister für Wirtschaft und Ver- 
kosten des Mittellandkanals . . . 0,04 kehr sind noch nicht abgeschlossen. 

29 Haftung des l.andes für Amtspflicht- Die Forderung besteht nach den Unterlagen des 

Verletzungen eines Bediensteten der BRFI zu Recht. 

Vcrteidigungslastenverwaltung . . 0,08 

30 Rückständige Interessenquotc des Das Land Niedersachsen hat die Forderung 

Landes Niedersachsen für 1950 . . 0,630 bisher nicht anerkannt. Die Sadie schwebt 

beim BRH. 

31 In den Rechnungsjahren 1951 bis Das Land Niedersadisen hat die Forderung 

1953zuUnreciKmitdem Bund verrech- bisher nidit anerkannt. 

ncre Landesanteile für Aufvv^endungen 
der sozialen Fürsorge für Kriegsbeschä- 
digte und Kriecshinterblieb :ne nach der» 

§§ 25 bis 27 BVG 0,674 


VII. Nordrhein-Westfalen 

32 Aus Bundesmitteln an Empfänger Die Höhe der Forderung (3 650 846,67 DM) 

von Arbeitslosenunterstützung und ist nach den Unterlagen des BRH zutreffend. 

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung ge- Sie ist von Nordrhein-Westfalen bisher nicht 

wahrte' Weihnaclusbeihilfen (Rech- anerkannt worden. Der BRH hält Vergleidis- 

nungsjahr 1950/51) 3,65 Verhandlungen für zweckmäßig. Die Ver- 

handlungen werden vom Herrn Bundesmini- 
ster für Arbeit geführt. Der BRH hat ge- 
beten, ihn nadi Abschluß der Verhandlungen 
und vor einer endgültigen Vereinbarung mit 
dem Lande Nordrhein-Westfalen aiizuhören 
(§ 104 RFIO). 

33 Zu Unrecht gezahlte Bundcsmittel Nordrhein-Westfalen hat die Forderung dem 

für Sozialversicherung für die Zeit Grunde und der Hohe nach anerkannt. 

vor dem 1. April 1950 0,008 

34 Erstattung von Verwaltungskosten Die Höhe der Forderung stimmt mit den 

durch die Landesversicherungsanstalt Unterlagen des BRH iiberein. Sie wird auch 

Westfalen 0,7 von Nordrhein-Westfalen — zumindest dem 

Grunde nach — nicht bestritten. Es v/erden 
aber Gegenforderungen aus der Geiueinlast- 
abrechnung in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung geltend gemacht. 

35 Nicht verrechnungsfähige Kosten der Das Land Nordrhein-Wcstfalen hat die For- 

Kriegsfolgenhjlfe (allgemeine Maß- derung nur teilweise anerkannt. 

nahmen in Durchgangs- und Wohn- 
lagern) aus der Zeit von 1950 an . . 0,060 
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Betrag in 

Grund der Forderung Millionen 

DM 

VIIL Rheinland-Pfalz 

36 Abschlagszahlung auf den Kaufpreis Da die ursprünglich für die Übertragung an 

für landeseigene Liegenschaften, die den Bund vorgesehenen Liegenschaften durch 

das Land vereinbarungsgemäß an den Einbeziehung in eine andere Vereinbarung 

Bund übertragen sollte 3,25 nicht mehr zur Verfügung stehen, ist dem 

Lande Rheinland-Pfalz anheimgestellt wor- 
den, den Anspruch des Bundes durch Über- 
tragung geeigneter anderer Liegenschaften zu 
erfüllen. 

Die Forderung stimmt der Höhe nach — 
16 725 DM — mit den Unterlagen des BRH 
überein. Rheinland-Pfalz bestreitet aber, daß 
Im außerordentlichen Haushalt nachgewie- 
sene Ausgaben zu den Verwaltungsausgaben 
zu zählen sind, die der Bund nur zu 85 v.H. 
trägt. Die Angelegenheit wird weiter ver- 
folgt. 

38 Nicht verrechnungsfähige Aufwen- Das Land Rheinland-Pfalz hat die Forderung 

düngen des Bezirksfürsorgeverbandes bisher nur teilweise anerkannt. 

Raiserslautern-Land im Rechnungs- 
jahr 1950 (Sachleistungen an Umsied- 
ler, Zugev/anderte und sonstige KfH- 
Empfänger) 0,410 


IX. Schleswig-Holstein 

39 In den Rechnungsjahren 1951 und Das Land Schleswig-Holstein hat die Forde- 

1952 zu Unrecht mit dem Bund ver- rung bisher nicht anerkannt, 

rechnete Landesanteile für Aufwen- 
dungen der sozialen Fürsorge für 
Kriegsbeschädigte und Kriegshinter- 
bliebene nach den §§ 25 bis 27 BVG . 0,094 


B. Forderungen gegen mehrere Länder 

Betrag in 

Länder Grund der Forderung Millionen 

DM 

1 Nordrheiii'Westfalen, Erhöhung des von den Die Rückforderung des restlichen 

Bayern, Baden- Ländern des ehemaligeti Bundesfehlbetrages 1949 von den 

Württemberg, Nieder- Wirtschaltsgebietes nach Hindern ist mit der Abrechnung 

Sachsen, Hessen, einem vom Bundesrat neu über die Verpflichtungen und 

Schleswig-Holstein, festzusetzenden Vertei- Zahlungen der Länder für Lebens- 

Mamburg- Bremen lungsschlüsse! anfzubrin- mittelsubventionen 1949 gekop- 

genden Anteils am Bun- pelt. Diese Abrechnung aber kann 

desfehlbetrag 1949 . . . 119,5 nach Mitteilung des BRH nicht 

fertiggestellt werden, bevor die 
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Lfd. 

Nr. 


Erläuterungen und Sachstand 
unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des BRH 


37 Interessenquote von den im Rech- 
nungsjahr 1950 entstandenen Aus- 
gaben des a.o. Haushalts für die 
Kriegsopferversorgung 0,02 


Lfd. 

Nr. 


Erläuterungen und Sachstand 
unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des BRH 










Länder 

Grund der Forderung 

Betrag In 
Millionen 

Erläuterungen und Sachstand 
unter Berücksichtigung der 



DM 

Stellungnahme des BRH 


Nordrheln-Westfalen, 
Bayern, Baden- 
Württemberg, Nieder- 
sachsen, Hessen, 
Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Bremen 


Anteil sämtlicher Länder 
am Bundesfehlbetrag 1949 
gemäß § 11 Abs. 2 des 
Haushaltsgesetzes 1 949 
nach einem vom Bundes- 
rat festzusetzenden Ver- 
teilungsschlüssel . . . 


Frage der Anerkennung derRück- 
forderungsansprüdie der BV-Stelle 
für Getreide an den Gegenwert- 
fonds In Höhe von rd. 98 Mil- 
lionen DM aus GARIOA-, JEIA- 
und ERP-Einfuhren der Jahre 
1947/51 geregelt ist. Diese Rege- 
lung wird z. Z. noch zwischen den 
Bundesministerien für Ernährung, 
Landv/Irtsdiaft und Forsten, für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
der Finanzen und dem Bundes- 
rechnungshof beraten. Von der 
endgültigen Höhe der Verpflich- 
tungen und Zahlungen der Länder 
für Lebensmittelsubventionen 1949 
hängt die Höhe des Grenzbetrages 
gemäß § 1 1 Abs. 2 des Haushalts- 
gesetzes 1949 und Im Zusammen- 
hang damit die Frage der Beteili- 
gung der Länder der französischen 
Zone an der Aufbringung des 
Bundesfehlbetrages 1949 ab. 


Baden- Württemberg, 
Bayern, Hessen, 
Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz 


Erstattung der nach § 86 
Abs. 1 des BVG von den 
Ländern zu tragenden Be- 
züge der Kriegsopferver- 
sorgung 


Die Restforderungen des Bundes 
gegen die einzelnen Länder gemäß 
§ 86 Abs. 1 BVG betragen: 
Baden- Württemberg 

6,0 Millionen DM 
Bayern . . 3,4 Millionen DM 
Hessen . . 4,2 Millionen DM 
Niedersachsen 10,0 Millionen DM 
Rheinland-Pfalz 

31,9 Millionen DM 

Zusammen 58,5 Millionen DM 

Die Länder sind aufgefordert 
worden, diese Beträge alsbald an 
die Bundeshauptkasse abzuführen. 
Einigen Ländern, die unter Hin- 
weis auf Kassenschwierigkeiten 
Zahlungsaufschub beantragt ha- 
ben, Jst mitgeteilt worden, daß 
der Rückstand spätestens im Laufe 
des Rechnungsjahres 1957 — 

Rheinland-Pfalz bis Ende des 
Rechnungsjahres 1958 — abge- 
deckt werden muß. 


Hamburg, Bremen, Darlehen der genannten 

Niedersachsen, Länder an die Deutsche 

Nordrhein-Westfalen, Bundesbahn zur Abdek- 

Schleswig-Holstein kung von Beförderungs- 

steuerschulden der Bun- 
desbahn aus der Zeit vom 
1. Januar bis 20. Juni 1948 2,2 


Gegen den Ansatz der Forderung 
sind nach der Auffassung des BRH 
Bedenken nicht zu erheben. Es 
schwebt aber ein Verfahren nach 
§ 20 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes. 
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Betrag in 

Länder Grund der Forderung Millionen 

DM 

5 Hessen, Bayern, Zu wenig abgeführte In- Die Verhandlungen mit den Län- 

Bremen, Baden- teressenquote für gelei- dem sind noch nidit abgeschlossen. 

Württemberg stete Bundesausgaben für 

Heimkehrertransporte . 0,5 


Lfd. 

Nr. 


Erläuterungen und Sachstand 
unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des BRH 


6 Nordrhein-Westfalen 


Ansprüche des Bundes 
wegen Amtspflichtverlet- 
zungen vonBediensterender 
Verteidigungslastenver- 
waltung in folgenden Ein- 
zelfällen 0,1 

a) Unregelmäßigkeiten 

beim Verteidigungs- 
lastenamt Mettmann in 
Höhe von ursprünglich 
13 585,77 DM, vermin- 
dert durdi die Rück- 
zahlung des Beschuldig- 
ten in Höhe von 200 
DM auf ... . 13 385,77 

b) Unterschlagung bei der 
Lohnstelle Neuhaus 
(Kr. Paderborn) in 
Höhe von ursprünglich 
29 000 DM, vermindert 
durch die Rückzahlung 
des Beschuldigten in 
Höhe von 1070 DM 

auf 27 930,00 

c) Fehlbetrag beim Vertei- 

digungslastenamt Dort- 
mund 1 091,15 

42 406,92 


Die Forderungen sind bisher von 
Nordrhein-Westfalen nicht aner- 
kannt worden. Die Verhandlun- 
gen mit dem Land sind noch nidit 
abgeschlossen, da auf dem Gebiet 
der Auftragsverwaltung die Frage 
der Haftung der Länder für Amts- 
pflichtverletzungen noch der Klä- 
rung bedarf. 


7 Rheinland-Pfalz, 
Baden- Württemberg 


Beförderungsteuerzahlun- 
gen der ehemaligen Süd- 
westdeutschen Eisenbah- 
nen, die von Baden- 
Württemberg und Rhein- 
land-Pfalz vereinnahmt 
worden sind, nach § 18 
Abs. 1 des Ersten Überlei- 
tungsgesetzes jedoch dem 
Bund zustehen .... 6,5 


Das Prüfungsverfahren nach § 20 
des Ersten Überleitungsgesetzes ist 
noch nicht abgeschlossen. Die 
Höhe der Forderung steht noch 
nicht fest; nach den Unterlagen 
des BRH wird sie voraussichtlich 
6,5 Millionen DM betragen. 
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